
Vattenfall Europe  

Stellungnahme zum Kabinettsentwurf  des Gesetzes zur Beschleunigung des 

Ausbaus der Höchstspannungsnetze vom 18. Juni 2008 

- Zusammenfassung -  

1. Deutschland braucht dringend neue Übertragungsleitungen: Die Feststellung der ener-
giewirtschaftlichen Notwendigkeit bestimmter Leitungsverbindungen durch die Aufnahme 
in den Bedarfsplan schafft dafür die wesentliche Voraussetzung. Demnächst wird nicht 
mehr über die Leitung an sich, sondern über die Fragen der Trassierung und Ausführung 
diskutiert werden. 

2. Mit der zentralen Zuweisung von Rechtsstreitigkeiten an das Bundesverwaltungsgericht 
übernimmt die Bundesregierung konsequenterweise eine erfolgreiche Regelung, die bei 
anderen zentralen Infrastrukturmaßnahmen wie Eisenbahnverbindungen, Bundesauto-
bahnen oder Wasserstraßen zu einer spürbaren Gesamtbeschleunigung geführt hat. 

3. Vattenfall Europe befürchtet, dass die gesetzlich vorgeschriebene versuchsweise Einfüh-
rung von Teilverkabelungen dazu führt, dass bei künftigen Investitionsvorhaben in 380- 
kV-Leitungen generell mit der Forderung nach Verkabelung zu rechnen ist. 

4. Die von der Bundesregierung vorgeschlagenen Pilotvorhaben für die Verkabelung von 
Übertragungsleitungen sollten daher von allen Beteiligten als wirklicher Praxistest genutzt 
werden, um die Auswirkungen der Kabeltechnik auf die Systemsicherheit, die Ökologie 
und die langfristige Wirtschaftlichkeit der Stromversorgung genau zu prüfen. 

5. Vattenfall Europe schlägt deswegen eine intensive und umfassende politische und wis-
senschaftliche Begleitung dieser Vorhaben vor. Insbesondere sollten Ökologie, Technik, 
Sicherheit, Wirtschaftlichkeit und die tatsächliche Beschleunigungswirkung des Einsatzes 
von Kabeln untersucht werden. Der Gesetzgeber sollte den vorgesehenen Prüfungsauf-
trag an das BMWi und das BMU entsprechend erweitern und erst nach dessen Ergebnis-
sen über weiteres entscheiden. Belastbare Aussagen vor allem zum Betrieb von Kabeln 
lassen sich erst nach mehrjähriger Betriebserfahrung treffen. 

6. Einer flächendeckenden Verkabelung von Höchstspannungsleitungen oder dem Einsatz 
völlig neuer, bislang nicht hinreichend erprobter Techniken zur Stromübertragung steht 
Vattenfall Europe ohne ausführliche Untersuchungen wegen der ökologischen Nachteile, 
der technischen Risiken und der erheblichen Mehrkosten für die Kunden weiterhin kritisch 
gegenüber. Die Sicherheit der Stromversorgung darf nicht durch technologische Experi-
mente gefährdet werden. Die Erkenntnis aus den vorgesehenen Pilotvorhaben müssen 
darum vor weiteren Entscheidungen abgewartet und vorurteilsfrei ausgewertet werden.  

7. Die bundesweite Wälzung der Kosten für die Kabelpilotprojekte ist sachgerecht, da die 
dabei zu gewinnenden Erfahrungen dem bundesdeutschen Gesamtsystem zu Gute 
kommen. Allerdings belastet der gewählte Wälzungsmechanismus nach der Länge des 
jeweiligen Übertragungsnetzes in besonderer Weise die Kunden in Ostdeutschland, da 
einem großen Übertragungsnetzgebiet verhältnismäßig wenige Kunden gegenüberste-
hen. Eine geringere Anzahl von Letztverbrauchern hätte danach dieselben Kosten aus 
dem Pilotprojekt zu tragen wie die wesentlich höhere Anzahl von Letztverbrauchern in 
anderen Netzgebieten. Daher sollte analog § 17 Absatz 2a EnWG auf die bereits bekann-
te und bewährte KWK-G-Ausgleichssystematik des § 9 Absatz 3 KWK-G verwiesen wer-
den.  
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Vattenfall-Positionierung zum Kabinettsentwurf des Gesetzes zur  

Beschleunigung des Ausbaus der Höchstspannungsnetze vom 18. Juni 2008 

 

1. Vorbemerkung 

Vattenfall begrüßt die Initiative der Bundesregierung, durch gesetzliche Regelungen zur Be-

schleunigung der Genehmigungsverfahren zum dringend erforderlichen Ausbau der Übertra-

gungsnetze beizutragen. Insbesondere unterstützen wir die  

• Feststellung der energiewirtschaftlichen Notwendigkeit bestimmter Leitungsverbindungen 

durch die Aufnahme in einen Bedarfsplan, um die oft langwierigen Fragen der energiewirt-

schaftlichen Notwendigkeit der Leitungen verbindlich normativ zu beantworten, 

• zentrale Zuweisung von Rechtsstreitigkeiten an das Bundesverwaltungsgericht, die bei ande-

ren Infrastrukturmaßnahmen wie Eisenbahnverbindungen, Bundesautobahnen oder Wasser-

straßen zu einer spürbaren Gesamtbeschleunigung geführt hat. 

 

Aufgrund des sich ausweitenden grenzüberschreitenden Stromhandels, des Ausbaus der erneu-

erbaren Energien – insbesondere von Offshore-Windanlagen in Nord- und Ostsee - und aufgrund 

des Zubaus konventioneller Kraftwerke nimmt die über das Höchstspannungsnetz zu transportie-

rende Strommenge signifikant zu. Deutschland braucht daher dringend neue Übertragungsleitun-

gen. Das Energieleitungsausbaugesetz kann die dafür notwendige Verfahrensbeschleunigung als 

wesentliche Voraussetzung für den Netzausbau schaffen. Jetzt kommt es darauf an, dass Ge-

setzgebungsverfahren zügig zum Abschluss zu bringen. 

 

2. Kabelprojekte 

Vattenfall befürchtet, dass die gesetzlich vorgeschriebene versuchsweise Einführung von Teilver-

kabelungen dazu führt, dass bei künftigen Investitionsvorhaben in 380 kV-Leitungen generell mit 

der Forderung nach Verkabelung zu rechnen ist. Die von der Bundesregierung vorgeschlagenen 

Pilotvorhaben für die Verkabelung von Übertragungsleitungen sollten deshalb, wenn sie wie im 

Gesetzentwurf vorgesehen verabschiedet werden, von allen Beteiligten als wirklicher Praxistest 

genutzt werden, um die Auswirkungen der Kabeltechnik auf die Systemsicherheit, die Ökologie 

und die langfristige Wirtschaftlichkeit der Stromversorgung genau zu prüfen. Vattenfall spricht 

sich deshalb für die Beschränkung auf vier Pilotprojekte deren intensive und umfassende politi-

sche und wissenschaftliche Begleitung dieser Vorhaben aus. Insbesondere sollten Technik, Si-

cherheit, Ökologie, Ökonomie und die tatsächliche Beschleunigungswirkung des Einsatzes von 

Kabeln untersucht werden. Der Gesetzgeber sollte den vorgesehenen Prüfungsauftrag an das 

BMWi und das BMU entsprechend erweitern und erst nach dessen Ergebnissen über weitere 

Maßnahmen entscheiden. Belastbare Aussagen vor allem zum Betrieb von Kabelverbindungen 

lassen sich allerdings erst nach frühestens 10 Jahren treffen. 
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Sinn eines Pilotprojektes ist der Nachweis der Eignung des Piloten insbesondere auch im Hin-

blick auf dessen Nachhaltigkeit. Von daher kann nicht ein Pilotversuch (hier Teilverkabelung) für 

die Lösung einer zwingend erforderlichen Übertragungsaufgabe genutzt werden. Im Zeitraum bis 

zum Nachweis der technischen, wirtschaftlichen und ökologischen Eignung und deren Nachhal-

tigkeit muss eine bewährte Lösung nach „Stand der Technik“ (§ 49 EnWG) für die Sicherung der 

Übertragungsaufgaben genutzt werden. Der Pilotversuch muss folglich „parallel“ und unabhängig 

von der Übertragungsaufgabe erfolgen und darf die Netzsicherheit nicht gefährden. So weißt 

beispielsweise das niedersächsische Landesraumordnungsprogramm (Seite 3, Ziffer 07, Sätze 4 

und 5) darauf hin, dass die unterirdische Verlegung noch nicht generell dem „Stand der Technik“ 

entspricht. 

Empfehlung 

In Artikel 1 wird § 3 wie folgt gefasst: 

 

 

§ 3 

(1) Nach Ablauf von jeweils fünf Jahren prüft das Bundesministerium für Wirtschaft und 

Technologie im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 

und Reaktorsicherheit sowie dem Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtent-

wicklung, ob der Bedarfsplan der Entwicklung der Elektrizitätsversorgung anzupassen 

ist und legt dem Deutschen Bundestag hierüber einen Bericht vor. Zusammen mit 

dem Bericht zur Anpassung des Bedarfsplans sind Betriebserfahrungen zusammen 

mit den Auswertungen der wissenschaftlichen Gutachten aus den Pilotprojekten vor-

zulegen. Dabei sind unter Berücksichtigung der Zielsetzungen nach § 1 des Energie-

wirtschaftsgesetzes auch notwendige Optimierungsmaßnahmen zu prüfen. 

(2) Der Übertragungsnetzbetreiber kann jederzeit einen Antrag auf Aufnahme eines Vor-

habens im Sinne des § 1 Abs. 1 dieses Gesetzes in den Bedarfsplan beim Bundes-

ministerium für Wirtschaft und Technologie erstellen. Dieses führt innerhalb einer Frist 

von drei Monaten die Prüfung nach Abs. 1 durch. 

(3) Die Bundesnetzagentur legt dem Deutschen Bundestag für die Pilotvorhaben für den 

Einsatz von Erdkabeln nach § 2 Abs. 1 über einen Zeitraum ab dem Beginn des je-

weiligen Genehmigungsverfahrens einschließlich eines Zeitraumes von 10 Jahren ab 

Aufnahme des Dauerbetriebes, erstmalig mit Baubeginn des ersten der Pilotvorhaben 

nach  § 2 Abs. 1 sowie im folgenden alle drei Jahre unter Beteiligung der Übertra-

gungsnetzbetreiber der Bundesregierung einen Bericht vor. Dabei sind insbesondere 

die technischen, ökologischen und finanziellen Anforderungen und Folgen einer Erd-

verkabelung, ihre Auswirkungen auf die Versorgungssicherheit sowie ihre tatsächliche 

und Beschleunigungswirkung gegenüber Freileitungen zu prüfen. 

(4) Sofern sich aus dem Bericht nach Abs. 2 oder Abs. 3 die Notwendigkeit weiterer ge-

setzgeberischer Maßnahmen ergibt, erarbeitet die Bundesregierung einen Vorschlag.  



 3 

3. Kostenwälzung der Kabelprojekte 

 

a) Wälzungsmechanismus 

Die bundesweite Wälzung der Kosten für die Kabelpilotprojekte ist sachgerecht, da die dabei zu 

gewinnenden Erfahrungen dem bundesdeutschen Gesamtsystem zu Gute kommen. Allerdings 

belastet der gewählte Wälzungsmechanismus nach der Länge des jeweiligen Übertragungsnet-

zes in besonderer Weise die Kunden in Ostdeutschland, da einem großen Übertragungsnetzge-

biet verhältnismäßig wenige Kunden gegenüberstehen. Eine geringere Anzahl von Letztverbrau-

chern hätte danach dieselben Kosten aus dem Pilotprojekt zu tragen wie die wesentlich höhere 

Anzahl von Letztverbrauchern in anderen Netzgebieten. Gerade weil die Erkenntnisse aus dem 

Pilotprojekt deutschlandweit genutzt werden, erscheint eine überdurchschnittliche Belastung der 

ostdeutschen Letztverbraucher unbillig. Schließlich ist die Länge des Übertragungsnetzes als 

Schlüssel für den Wälzungsmechanismus auch eine dem Energierecht fremde Regelung. In allen 

anderen Bereichen, in denen horizontale Wälzungsmechanismen vorgesehen sind, wird nach 

dem Anteil des Letztverbraucherabsatzes gewälzt (§ 9 Abs. 3 KWKG, § 17 Abs. 2a EnWG, § 14 

EEG 2000). Es ist nicht ersichtlich, warum von diesem bewährten und sachgerechten System 

abgewichen werden sollte. Auch um den administrativen Aufwand so gering wie möglich zu hal-

ten, sollte hinsichtlich des konkreten finanziellen Ausgleichs zwischen den Übertragungsnetz-

betreibern analog § 17 Absatz 2a EnWG auf die bereits bekannte und bewährten KWK-G-

Systematik des § 9 Absatz 3 KWK-G verwiesen werden.  

 

 Empfehlung 

In Artikel 1, § 2 Absatz 4 werden Sie Sätze 2-6 gestrichen, es wird folgender Satz 2 neu 

eingefügt: 

 

„Die Übertragungsnetzbetreiber sind verpflichtet, den unterschiedlichen Umfang ihrer 

Kosten nach Satz 1 über eine finanzielle Verrechnung untereinander auszugleichen; § 9 

Absatz 3 und 5 des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes findet entsprechende Anwendung.“ 

 

 

b) Berücksichtigung in der Anreizregulierung 

Nach dem bisherigen Gesetzentwurf werden die Investitionen in Erdkabel und die Ausgleichsleis-

tungen erst mit einem Verzug von zwei Jahren erlöswirksam. Da die Erdverkabelungsprojekte 

einen technischen Pilotcharakter haben, dürfen die Übertragungsnetzbetreiber durch die damit 

verbundenen Kosten nicht zusätzlich finanziell belastet werden. Vielmehr sollten diese Kosten 

sofort in voller Höhe erlöswirksam werden.  

 

Weiterhin ist sicher zu stellen, dass für jeden Netzbetreiber die Netzausbaukosten, verursacht 

durch die Anwendung der Teilverkabelung von Höchstspannungsleitungen, im Rahmen der An-
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reizregulierung über die gesamte Nutzungsdauer der Pilotanlage als dauerhaft nicht beeinfluss-

bare Kosten anerkannt werden. 

 

Der horizontale Wälzungsmechanismus sollte daher wie folgt ausgestaltet sein: Zum 30.11. jedes 

Kalenderjahres werden die Kapital- und Betriebskosten und ggf. Rückbaukosten der Pilotanlagen 

ermittelt, die in dem Übertragungsnetz des jeweiligen Übertragungsnetzbetreibers für das Folge-

jahr erwartet werden. Der daraus resultierende Anteil des jeweiligen Übertragungsnetzbetreibers 

basiert auf den im September desselben Kalenderjahres für das Folgejahr festgelegten Anteilen 

am Letztverbraucherabsatz in entsprechender Anwendung des § 9 KWK-G. Dementsprechend 

erfolgt die Wälzung der jedem Übertragungsnetzbetreiber zuzuordnenden Kosten an die jeweils 

anderen Übertragungsnetzbetreiber. Die Berücksichtigung dieser Kosten in der Erlösobergrenze 

für die eigenen bzw. gewälzten Kostenanteile wird über § 11 Abs. 2 Nr. 14 i. V. m. § 4 Abs. 3 

Ziffer 2 ARegV erreicht.  

 

Bei den Vorhaben des Artikel 1, § 2 EnLAG handelt es sich um Pilotprojekte ohne bestehende 

Errichtungs- und Betriebserfahrung. Um die Sachgerechtigkeit der Kosten zu testieren, kommt 

eine Bescheinigung durch einen unabhängigen Wirtschaftsprüfer in Betracht. Die testierten 

Istkosten sowie die tatsächlichen Letzverbrauchermengen, wie sie dem Belastungsausgleich 

gemäß § 9 KWKG zu Grunde liegen, bilden die Grundlage für die jährliche Nachkalkulation und 

Nachverrechnung zwischen den Übertragungsnetzbetreibern. Eine daraus resultierende Anpas-

sung der Erlösobergrenze erfolgt über das Regulierungskonto gemäß § 5 ARegV. 

  

 Empfehlung 

§ 5 Abs. 1 Satz 2 ARegV wird wie folgt geändert: 

 

 „Gleiches gilt für die Differenz zwischen den für das Kalenderjahr tatsächlich entstande-

nen Kosten nach § 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 und Nr. 14 (neu) in Verbindung mit § 23 Abs. 

1 S. 2 Nr. 5 und 6 sowie Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 2 und den in der Erlös-

obergrenze diesbezüglich enthaltenen Ansätzen.“ 

 

 



Vattenfall Europe   

Uckermark-Diskussion: Freileitung ist die ökologischere Lösung  
 
In Vorbereitung des europäischen Vorrangprojektes „Uckermarkleitung“ in Brandenburg wur-
den von Vattenfall Europe Untersuchungen durchgeführt, die auch alternative Lösungen, wie 
z.B. Erdkabel oder gasisolierte Rohrleitungen (GIL) anstelle einer Freileitung zum Gegens-
tand hatten. Im Kern ging es um einen geplanten 25 km langen Abschnitt am Rande des 
Biosphärenreservats Schorfheide-Chorin. Nach technischer, betrieblicher, wirtschaftlicher 
und ökologischer Bewertung des Vergleiches dieser Übertragungssysteme spricht das Er-
gebnis eindeutig zu Gunsten einer Freileitung über die gesamte Trassenlänge.  
 
Eine Erdverkabelung würde einen erheblichen Eingriff in Flora und Fauna darstellen. Im Ge-
gensatz zur Freileitung, bei der zwischen zwei Masten 400 – 500 Meter Wald- oder Ackerflä-
che überspannt werden, entstünde mit der Verkabelung ein kompakter, rund 20 Meter breiter 
Straßen- bzw. Steppenstreifen. Dieser Bodennutzungsentzug liegt beim etwa 100fachen 
gegenüber dem einer Freileitung. Jede Kreuzung von Straßen, Wasserläufen und Eisen-
bahnlinien würde zu Sonderbauwerken (Tunnel etc.) führen, was weitere Eingriffe für die 
Natur bedeuten würde.  
 
Durch die am Rande des Biosphärenreservats verlaufende 380-kV-Freileitung könnte die 37 
km lange bestehende 220-kV-Freileitung (davon 7 km im Kerngebiet der Biosphäre) ersetzt, 
d.h. zurückgebaut werden. Ein solcher Rückbau wäre aus Gründen der Versorgungssicher-
heit bei einer Erdverkabelung nicht möglich, da die Kabeltechnik im großen Maßstab noch 
nicht Stand der Technik ist. Damit würde eine Teilverkabelung der Uckermark-Leitung keine 
Entlastung, sondern im Gegenteil eine zusätzliche Belastung für das Biosphärenreservat 
bedeuten.  
 
Tatsache ist daher, dass die durch das Randgebiet verlaufende neue 380 kV-Freileitung zu 
einer massiven Entlastung der Kernzone des Reservats durch den Rückbau der dort verlau-
fenden 220-kV-Freileitung führen würde.   
 
 
 


